
nationale Rechtsbewußtsein der gesamten fortschritt­
lichen Menschheit ausdrücken, eine Quelle von außer­
ordentlicher Bedeutung für die weitere offensive Be­
wegung der demokratischen Grundsätze dieses Rechts. 
Diese sich immer mehr verstärkende und sich organi­
satorisch festigende offensive Bewegung der Friedens­
kräfte ist eine der wichtigsten Besonderheiten unserer 
Epoche.

In seinem Interview mit dem Korrespondenten der 
„Prawda“ betonte Stalin nochmals die ungeheure 
Wichtigkeit dieser Bewegung. Auf die Frage, womit 
der Kampf der aggressiven und friedliebenden Kräfte 
enden wird, antwortete S t a l i n :  „Der Friede wird 
erhalten und gefestigt werden, wenn die Völker 
die Sache der Erhaltung des Friedens in ihre Hände 
nehmen und ihn bis zum äußersten verteidigen. Der 
Krieg kann unvermeidlich werden, wenn es den Kriegs­
hetzern gelingt, die Volksmassen durch Lügen irre­
zuführen, sie zu betrügen und sie in einen neuen Welt­
krieg hineinzuziehen. Deshalb ist jetzt die breite 
Kampagne zur Erhaltung des Friedens als Mittel der 
Entlarvung der verbrecherischen Machenschaften der 
Kriegshetzer von erstrangiger Bedeutung. Was die 
Sowjetunion betrifft, so wird sie auch weiterhin un­
beirrbar eine Politik der Verhinderung des Krieges und 
der Erhaltung des Friedens verfolgen.“25)

Ein neuer schlagender Beweis für diese unwandel­
bare Friedenspolitik ist das vom Obersten Rat der 
UdSSR am 10. März 1951 angenommene Gesetz zum 
Schutze des Friedens.

Eine Reihe elementarer Begriffe des modernen 
Völkerrechts ist im Statut der Organisation der Ver­
einten Nationen verankert, das als wichtigste Grund­
lage der modernen internationalen Gesetzlichkeit zu 
betrachten ist.

Im Zusammenhang damit muß auf die Bemerkung 
A. J. W y s c h i n s k i s  auf der Vollversammlung der 
UNO am 31. Oktober 1950 hingewiesen werden, daß 
juristische Erwägungen „. . . unmittelbar leitende 
Grundsätze in unserer gesamten Tätigkeit sein können, 
da jeder politische Beschluß, unabhängig von seinem 
Inhalt, vor allem fest auf dem Boden unseres Gesetzes, 
des Statuts, stehen muß.“

Das Statut der UNO ist Gesetz. An der Formulierung 
seiner allgemeinen und konkreten Bestimmungen 
waren Vertreter der UdSSR, der Ukraine, Weißruß­
lands und die Vertreter einiger Länder der Volks­
demokratie aktiv beteiligt. Die fortschrittlichen Grund­
sätze dieses Gesetzes verdanken ihre Entstehung und 
Bestätigung vor allem und in der Hauptsache der 
Sowjetunion. Die Sowjetunion kämpfte und kämpft um 
die Festigung und um die Notwendigkeit einer strikten 
Einhaltung dieses Gesetzes und entlarvt unermüdlich, 
angefangen vom ersten Tage der Schaffung der UNO, 
die auf seine Untergrabung und auf die Zerstörung der 
UNO gerichtete imperialistische Politik der USA und 
ihrer Satelliten.

Im Ergebnis der verbrecherischen Politik der regie­
renden Gruppen der USA hat sich innerhalb der UNO 
ein aggressiver Kern mit den USA an der Spitze ge­
bildet. S t a l i n  weist darauf hin, daß zu diesen Aggres­
soren die zehn Mitgliedstaaten des aggressiven Nord­
atlantikpaktes und die zwanzig lateinamerikanischen 
Länder gehören, deren Vertreter, wie Stalin darlegt, 
heute in der UNO über Krieg und Frieden entscheiden. 
Sie haben in dieser Organisation den schändlichen Be­
schluß durchgesetzt, die Chinesische Volksrepublik zum 
„Aggressor“ zu erklären.

S t a l i n  sagt in dem Interview mit dem Korrespon­
denten der „Prawda“: „Die Organisation der Vereinten 
Nationen, die als Bollwerk zur Erhaltung des Friedens 
geschaffen wurde, verwandelt sich in ein Instrument 
des Krieges, in ein Instrument zur Entfesselung eines 
neuen Weltkrieges“. Die UNO hört auf, eine Welt­
organisation gleichberechtigter Nationen zu sein und 
ist im Grunde genommen „ . . . . heute weniger eine 
Weltorganisation als eine Organisation für die Ameri­
kaner, die den Forderungen der amerikanischen Aggres­
soren entsprechend handelt“28). Stalin kommt zu dem 
Schluß, daß diese Organisation den unrühmlichen Weg 
des Völkerbundes beschritten hat und damit ihre

25) J. W. S t a 1 i n , Interview mit einem Korrespondenten der 
.Prawda“, Einheit, 1951, S. 149.

26) j. W. Stalin, a. a. O., S. 148.

moralische Autorität begräbt und sich dem Zerfall 
aussetzt.

Eine Fortentwicklung der UNO auf diesem Wege 
stellt der am 18. Mai 1951 auf Anweisung der USA ge­
faßte neue schändliche Beschluß der Generalversamm­
lung über die Erklärung des Embargos für Lieferungen 
an China dar.

VI
Es ergibt sich, daß der allgemeine Begriff „modernes 

Völkerrecht“ vollständig gesetzmäßig ist. Das Bestehen 
dieses Rechts ist durch das reale Dasein zweier Systeme 
auf der Welt bedingt, der Welt des Sozialismus und der 
Welt des Kapitalismus. Und das moderne Völkerrecht 
ist berufen, als Grundlage eines koordinierten Systems 
von Wechselbeziehungen zwischen den diesen beiden 
entgegengesetzten Systemen angehörenden Staaten zu 
dienen, deren Zusammenarbeit notwendig und möglich 
ist.

Lenin und Stalin haben eine vollkommene und ab­
geschlossene Lehre von der internationalen Zusammen­
arbeit ausgearbeitet.

In dem Gespräch mit der ersten amerikanischen Ar­
beiterdelegation am 9. September 1927 sagte J. W. 
S t a l i n ,  daß das Vorhandensein zweier entgegen­
gesetzter Systeme — des kapitalistischen und des sozia­
listischen Systems — nicht die Möglichkeit einer Zu­
sammenarbeit zwischen ihnen ausschließt27).

Gleichzeitig wies J. W. Stalin darauf hin, daß es not­
wendig sei, einen Unterschied zwischen der Möglich­
keit einer Zusammenarbeit und dem Wunsch nach einer 
Zusammenarbeit zu machen, indem er betonte, daß die 
Möglichkeit einer Zusammenarbeit immer besteht, aber 
nicht immer der Wunsch danach vorliegt28).

Wie schon vermerkt wurde, ergreift die Sowjetunion 
alle Maßnahmen, um das moderne Völkerrecht als 
Rechtsform des Nebeneinanderbestehens der beiden 
Welten zu festigen. Dagegen führen die amerikanischen 
Imperialisten schon lange eine Politik der Zerstörung 
des ganzen Systems der internationalen Zusammen­
arbeit durch.

J. W. Stalin deckte schon längst die wahren Ursachen 
einer solchen Einstellung der heutigen Führer der USA, 
Englands und anderer kapitalistischer Länder auf.

In den am 29. Oktober 1948 veröffentlichten Antwor­
ten auf die Fragen des Korrespondenten der Zeitung 
„Prawda“ sagte Stalin: „Es handelt sich darum, daß 
die Inspiratoren der aggressiven Politik in den USA 
und England sich an einem Übereinkommen und an der 
Zusammenarbeit mit der UdSSR für nicht interessiert 
halten. Sie brauchen kein Übereinkommen und keine 
Zusammenarbeit, sondern Gespräche über das Über­
einkommen und die Zusammenarbeit, um, nachdem sie 
das Übereinkommen gesprengt haben, die Schuld auf die 
UdSSR abzuwälzen und dadurch zu „beweisen“, daß die 
Zusammenarbeit mit der UdSSR unmöglich sei. Die 
Kriegshetzer, die einen neuen Krieg zu entfesseln be­
strebt sind, fürchten nichts mehr als ein Überein­
kommen und die Zusammenarbeit mit der UdSSR, da 
die Politik der Vereinbarungen mit der UdSSR die 
Positionen der Kriegshetzer untergräbt und die aggres­
sive Politik dieser Herrschaften gegenstandslos 
macht.“29)

In dem Interview mit dem Korrespondenten der 
„Prawda“ vom 17. Februar 1951 stellte J. W. Stalin 
nochmals die wahren Ursachen fest, aus denen eine Zu­
sammenarbeit mit der UdSSR durch die regierenden 
Kreise der USA, Englands und der anderen kapitali­
stischen Staaten hintertrieben wird, und zeigte, daß 
diese Kreise nicht für die Erhaltung des Friedens ein- 
treten, sondern für die Entfesselung eines neuen ag­
gressiven Weltkrieges.

Und um ihren Völkern diese aggressiven Pläne auf­
zuzwingen, um sie in einen neuen Krieg hineinzuzie­
hen, bemühen sich die Imperialisten, wie Stalin dar­
legt, sie zu betrügen. Gerade deswegen fürchten die 
Imperialisten eine Aktion zum Schutze des Friedens, 
da sie befürchten, daß dadurch die aggressive Politik 
der reaktionären Regierungen enthüllt werden könnte.

„Eben deshalb — sagte Stalin in dem genannten In­
terview — brachten sie die Vorschläge der Sowjet­
union über den Abschluß eines Friedenspaktes, über

27) J. w. S t a l i n ,  Werke, Band 10, S. 123 (russ.).
28) „Iswestija" vom 8. Mai 1947.
29) Neue Welt, 1948, Heft 20, S. 37 f..
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